
Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 1. Oktober 
2009 — Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften/Königreich Belgien 

(Rechtssache C-219/08) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Freier Dienstleis­
tungsverkehr — Nicht gerechtfertigte Beschränkung — Ent­

sendung drittstaatsangehöriger Arbeitnehmer) 

(2009/C 282/18) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: E. Traversa, J.-P. Keppenne und G. Rozet) 

Beklagter: Königreich Belgien (Prozessbevollmächtigte: C. Pochet 
im Beistand von M. Detry, avocat) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 49 
EG — Nicht gerechtfertigte Beschränkung des freien Dienstleis­
tungsverkehrs — Entsendung drittstaatsangehöriger Arbeitneh­
mer 

Tenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften und das Kö­
nigreich Belgien tragen jeweils ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 183 vom 19.7.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 1. Oktober 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts 
Köln — Deutschland) — Gaz de France — Berliner 

Investissement SA/Bundeszentralamt für Steuern 

(Rechtssache C-247/08) ( 1 ) 

(Freier Kapitalverkehr — Befreiung von der Quellensteuer auf 
Gewinnausschüttungen an die Muttergesellschaft im Mitglied­
staat der Tochtergesellschaft — Begriff „Gesellschaft eines 
Mitgliedstaats“ — „Société par actions simplifiée“ des fran­

zösischen Rechts) 

(2009/C 282/19) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Köln 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Gaz de France — Berliner Investissement SA 

Beklagter: Bundeszentralamt für Steuern 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Köln (Deutsch­
land) — Auslegung der Art. 43 EG, 48 EG, 56 Abs. 1 EG und 
58 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 3 EG sowie des Art. 2 Buchst. a 
und des Anhangs Buchst. f der Richtlinie 90/435/EWG des 
Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem 
der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener Mitglied­
staaten (ABl. L 225, S. 6) — Begriff der „Gesellschaft eines 
Mitgliedstaats“ — Verwehrung gegenüber einer Muttergesell­
schaft in der Rechtsform einer „société par actions simplifiée“ 
des französischen Rechts, im Mitgliedstaat der Tochtergesell­
schaft Gewinnausschüttungen vom Steuerabzug an der Quelle 
zu befreien, weil die Gesellschaftsform der „société par actions 
simplifiée“ zur für den Sachverhalt maßgeblichen Zeit noch 
nicht in der Liste im Anhang der Richtlinie genannt war 

Tenor 

1. Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 23. 
Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten ist in Verbin­
dung mit Buchst. f ihres Anhangs dahin auszulegen, dass eine 
französische Gesellschaft in der Rechtsform einer „société par ac­
tions simplifiée“ nicht als „Gesellschaft eines Mitgliedstaats“ im 
Sinne der Richtlinie angesehen werden kann, bevor diese durch 
die Richtlinie 2003/123/EG des Rates vom 22. Dezember 
2003 geändert wurde. 

2. Die Prüfung der zweiten Frage hat nichts ergeben, was die Gültig­
keit von Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 90/435 in Verbindung 
mit Buchst. f ihres Anhangs und mit Art. 5 Abs. 1 dieser Richt­
linie beeinträchtigen könnte. 

( 1 ) ABl. C 223 vom 30.8.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 1. Oktober 
2009 — Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften/Republik Malta 

(Rechtssache C-252/08) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Umweltbelastun­
gen — Feuerungsanlagen — Begrenzung von Schadstoffemis­

sionen in die Luft) 

(2009/C 282/20) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: L. Flynn und A. Alcover San Pedro) 

Beklagte: Republik Malta (Prozessbevollmächtigter: S. Camilleri)
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